Samtgemeinde Bersenbrlick Bersenbriick, den 24. Apr. 2014
Fachdienst I: Service und Bildung

Beschlussvorlage Vorlage Nr.: 159/2014

Schulentwicklungsplanung in der Samtgemeinde Bersenbriick;
vorsorglicher Antrag auf Durchfiihrung einer Elternbefragung zur
Ermittlung eines Interesses an einer Gesamtschule

Beratungsfolge:

Gremium Datum Sitzungsart Zustandigkeit TOP-Nr.
Samtgemeindeausschuss 06.05.2014 nicht 6ffentlich ~ Vorberatung
Samtgemeinderat 06.05.2014 Offentlich Entscheidung

Beschlussvorschlag:

,Die Verwaltung der Samtgemeinde Bersenbrick wird beauftragt, bei der
Landeschulbehoérde einen Antrag auf Durchfuhrung einer Elternbefragung zur
Ermittlung eines ausreichenden Interesses fiir eine IGS und auf Ubernahme der
Tragerschaft fur eine IGS zu stellen.”

1. Finanzielle Auswirkungen
[] Ja
X] Nein

2. Beteiligte Stellen:
Erster Samtgemeinderat
Samtgemeindeblrgermeister

Der Inhalt der Vorlage unterstiitzt folgende/s strategische/n Zielle

,Das Bildungsangebot soll moglichst umfassende, qualitativ hochwertige und
optimale Strukturen aufweisen.”

Sachverhalt:

Der Samtgemeinderat hat einen Grundsatzbeschluss zur Prufung zur Errichtung
einer Gesamtschule gefasst. Dabei soll das weitere Vorgehen mit dem Landkreis



Osnabrick, den angrenzenden Stadten und Gemeinden, den Schulen, der
Elternvertretung und der Landesschulbehdrde abgestimmt werden. Nach der im
Rahmen von Burgermeisterkonferenzen und zwei Regionalgesprachen vom
Landkreis Osnabruck mitgeteilten Vorgehensweise wird der Kreistag in seiner
Sitzung am 05.05.2014 Uber den aktuellen Stand der Schulentwicklungsplanung
informiert. Fur die Sitzung des Kreistages am 07.07.2014 ist eine Beschlussvorlage
vorgesehen, in der die Kreisverwaltung einen Vorschlag fir Standorte zur
Durchfuhrung einer Elternbefragung zum Nachweis des Interesses fur die
Genehmigung einer Schulform vorlegen wird. Am 20.10.2014 beabsichtigt der
Landkreis unter Betrachtung von Standortfaktoren und den Ergebnissen der
Elternbefragung eine Entscheidung Uber die weitere Vorgehensweise zu treffen.
Eine Standortbewertung und die abschlielRende Festlegung von Kriterien zur
Auswahl der Gemeinden, in der eine Befragung stattfinden soll, liegen noch nicht vor.

Bei den aufgeflhrten Rahmenbedingungen ergibt sich vor dem Hintergrund des in
der Samtgemeinde Bersenbrick gefassten Grundsatzbeschlusses die Fragestellung,
ob die Samtgemeinde Bersenbriick bereits zum jetzigen Zeitpunkt vorsorglich einen
Antrag auf Durchfuhrung einer Elternbefragung zur Ermittlung eines ausreichenden
Interesses an der Errichtung einer Gesamtschule stellen sollte. In diesem
Zusammenhang ist auch ein Antrag auf Ubernahme der Tragerschaft fir eine
Gesamtschule notwendig. Dieser Antrag bezieht sich nach den gesetzlichen
Regelungen grundsatzlich immer auf den SEK | — Bereich. Aufgrund der
Bearbeitungszeitraume bei der Landesschulbehorde und dem notwendigen
Abstimmungsprozess mit dem Landkreis ist von einer Bearbeitungszeit von 2-3
Monaten flr den Antrag zu rechnen. Die Landesschulbehdrde hat daher empfohlen,
einen Antrag moglichst bis Ende April 2014 einzureichen.

Sollte sich der Landkreis in der Kreistagssitzung am 07.07.2014 nicht fir eine
Befragung unter Berlcksichtigung der Samtgemeinde Bersenbrick aussprechen, ist
es aus zeitlichen Grinden nicht mehr moglich, einen fur das Schuljahr 2015/2016
wirksamen Antrag zu stellen. Sollte sich der Kreistag fur eine Befragung auch in der
Samtgemeinde Bersenbriick entscheiden, besteht nach dem 07.07.2014 die
Moglichkeit zur Abstimmung und Koordination der weiteren Vorgehensweise mit dem
Landkreis. Aufgrund der gréfieren Nahe zu den Grundschulen und des geplanten
umfangreichen Informationsangebotes durch die Samtgemeinde wird aber
unabhangig davon eine Durchfliihrung der Befragung in der Federflihrung der
Samtgemeinde fur sinnvoll erachtet. Die Fragestellungen und die Ubergreifenden
Informationen sollten mit dem Landkreis abgestimmt werden.

Die rechtlichen Grundlagen fur die geplante Vorgehensweise sind den Hinweisen an
Schultrager fur die Errichtung von Integrierten Gesamtschulen im Land
Niedersachsen zu entnehmen. Die wesentlichen Passagen werden hier
auszugsweise dargestellt:

,Nach der aktuellen Gesetzeslage sind Antragsteller der Schulform Gesamtschule
nach § 102 Abs. 2 NSchG die Landkreise und die kreisfreien Stadte (sog. geborene).
Die Niedersachsische Landesschulbehérde (NLSchB) Ubertragt nach § 102 Abs. 3
NSchG kreisangehdrigen Gemeinden und Samtgemeinden auf ihren Antrag die
Schultragerschaft fiir allgemein bildende Schulformen, wenn die Ubertragung mit der
Entwicklung eines regional ausgeglichenen Bildungsangebots zu vereinbaren ist; vor
der Entscheidung Uber einen solchen Antrag ist der Landkreis von der NLSchB zu
hoéren (§ 102 Abs. 4 NSchG). Sofern kreisangehdrige Gemeinden und



Samtgemeinden einen Antrag nach § 106 Abs. 8 NSchG auf Erteilung einer
Genehmigung fur die Errichtung einer Integrierten Gesamtschule, fur die sie die
Ubernahme der Schultragerschaft begehren, stellen wollen, haben sie zugleich -
gegebenenfalls auch vorab - einen Antrag auf Ubertragung der Schultragerschaft fur
die Schulform bei der NLSchB einzureichen.

Zur Durchfuhrung einer Elternbefragung sind grundsatzlich nur die Schultrager fur
die Schulform Gesamtschule berechtigt. Soweit eine kreisangehoérige Gemeinde oder
Samtgemeinde beabsichtigt, sich die Schultragerschaft Gbertragen zu lassen,
bestehen keine Bedenken dagegen, dass die Gemeinde oder Samtgemeinde schon
vor der formlichen Ubertragung bzw. der diesbeziiglichen Antragstellung eine
Elternbefragung zur Ermittlung eines ausreichenden Interesses in Abstimmung mit
dem Landkreis durchflhrt. Denn wenn kein ausreichendes Interesse besteht und die
Entwicklung der Schulerzahlen die Errichtung einer Integrierten Gesamtschule nicht
rechtfertigen kann, wiirde die Ubertragung der Schultragerschaft fiir diese Schulform
keinen Sinn machen.

Zu befragen sind die Erziehungsberechtigten der Schilerinnen und Schuler von
insgesamt 4 Schul- bzw. Geburtsjahrgangen. In der Regel sind dies die Eltern der
Grundschulkinder in den Klassen 1 bis 4, wenn die Errichtung zum nachsten
Schuljahresbeginn geplant ist.”

Eine eigenstandige Elternbefragung durch die Samtgemeinde Bersenbriick kdnnte,
sofern die Landesschulbehdrde die Genehmigung erteilt, unmittelbar nach den
Sommerferien in den Klassen 1 — 4 der Grundschulen durchgefiihrt werden. Vorab
sind die vom Samtgemeinderat beschlossenen Informationsveranstaltungen
durchzufthren.

Der Landkreis Osnabrtick hat in seiner Vorlage fur den Kreistag am 05.05.2014
folgende Kriterien fur eine Standortauswahl benannt:

e keine Errichtung von Neubauten

e keine Mehrkosten flr die Schulerbeférderung

e ein quantitativ und qualitativ gutes Raumangebot fur den Bedarf einer
Gesamtschule (umfasst auch eine Mensa)

¢ Nachweis ausreichender Schulerzahlen tber 10 Jahre

e keine Gefahrdung von bestehenden Schulstandorten (insbesondere im
Umland)

e keine Gefahrdung von Gymnasien

e Mdglichkeiten zur Zusammenarbeit mit einer bestehenden Oberstufe (SEK II)
an einem allgemeinbildenden oder beruflichem Gymnasium

e ausreichende Kapazitaten fur den Schulsport und Nutzungsmadglichkeiten
eines Schwimmbades.

Nach Auffassung der Verwaltung wirde eine mogliche Gesamtschule am Standort
Ankum alle der genannten Kriterien erfillen, sofern ein ausreichendes
Elterninteresse nachgewiesen werden kann. Die Genehmigungsfahigkeit fur den
geplanten Antrag dirfte daher grundsatzlich gegeben sein.

Von hoher Bedeutung fur die Genehmigungsfahigkeit des Antrages ist die
Gewahrleistung eines regional ausgeglichenen Schulangebotes, welches den
Schulerinnen und Schulern die bestmogliche Entwicklung gewahrleistet. Der
Landkreis hat hierzu ausgefuhrt, dass es zu vermeiden ist, dass in einzelnen



Stadten, Gemeinden und Samtgemeinden Schulangebote konstruiert werden,
welche bewusst um Schulerinnen und Schuler aus Nachbarkommunen konkurrieren
und das dortige Schulangebot gefahrden. Fur den Fall einer Gesamtschule in Ankum
besteht das Ziel, den Schulerinnen und Schulern innerhalb der Samtgemeinde
Bersenbrick ein Gesamtschulangebot zu unterbreiten, damit nicht der lange Weg zur
IGS Furstenau in Kauf genommen werden muss. Die Uber eine vierzugige Kapazitat
verfugende OBS in Ankum ist nur darauf ausgelegt, Schilerinnen und Schuler der
eigenen Samtgemeinde aufzunehmen. Es wird nicht darauf abgezielt, Schilerinnen
und Schiler aus Nachbargemeinden abzuwerben. Als einzig nennenswerte
Auswirkung wird eine Entlastung der IGS in Furstenau zu erwarten sein, die von
ihren bislang sieben Ziigen pro Schuljahr einen Zug verlieren kdnnte. Eine
sechszlgige IGS ist aber immer noch eine sehr grof3e und handlungsfahige Schule.
Da der Zulauf auf das Gymnasium Bersenbrick nach wie vor ungebrochen ist und
angesichts der Verlangerung des Abiturs um ein Jahr (G9) tendenziell wachst, durfte
hier keine Gefahrdung vorliegen. Die Oberschule in Bersenbrick ist ebenfalls durch
das Engagement des Kollegiums und der starken Berufsorientierung sehr gut
aufgestellt und dirfte weiterhin guten Zuspruch haben.

Die Ubernahme der Tragerschaft fiir eine mégliche Gesamtschule durch die
Samtgemeinde Bersenbriick wird von der Verwaltung fur sinnvoll erachtet, da sich
bislang die SEK | — Schulen (Oberschulen, Haupt- und Realschulen und die IGS
Flrstenau) im Landkreis auch in der Tragerschaft der Gemeinden befinden und
durch die grof3e Nahe der Schulen zu den Gemeinden eine engere Kooperation
stattfinden kann. Schulen haben eine hohe Bedeutung fir eine Gemeinde und
bereichern das Gemeindeleben. Die Verbesserung der Rahmenbedingungen fur
Bildung mussen in erster Linie in den Gemeinden, natlrlich in Kooperation mit dem
Landkreis, geleistet werden und leben von dem Engagement und der Vernetzung der
Akteure vor Ort.

Hinzu kommt die erklarte Absicht des Landkreises, nach Ubernahme der
Tragerschaft fur eine Gesamtschule einen Kostenausgleich flr jeden Schiler von
den abgebenden Gemeinden zu verlangen. Vallig unklar sind derzeit auch noch die
finanziellen Modalitaten fur den Fall, dass der Landkreis Schulgebaude in sein
Eigentum Ubernehmen wird. Von daher macht es fur Gemeinden wenig Sinn, die
Schultragerschaft abzugeben, da keine finanzielle Entlastung erfolgt und der direkte
Einfluss auf die Schulen vor Ort und deren Ausstattung verloren geht. Gleichzeitig
ergibt sich keine finanzielle Zusatzbelastung fur den Landkreis.

Gez. Dr. Baier Gez. Klovekorn
Samtgemeindeblrgermeister Fachdienstleiter |



	Datum
	Ostatus
	Zuständig
	Nummer
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen1
	Kontrollkästchen2
	SMC_BM_VOTEXT5
	SMC_BM_VOTEXT6
	Sachverhalt

